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Mündlicher Bericht 

des Ausschusses 

für Kriegsopfer und Kriegsgefangenenfragen 
(26. Ausschuß) 

und des Haushaltsausschusses 
(io, Ausschuß) 

über den Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung 
von Leistungen an Kriegsopfer 

- Nr. 395 der Drucksachen - 


Berichterstatter : 

Abgeordnete Frau Dr. Probst 
Abgeordneter Dr. Krone 

Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1 . den vorliegenden Gesetzentwurf mit den aus der nachstehenden 
Zusammenstellung ersichtlichen Änderungen, im übrigen unver- 
ändert nach der Vorlage zu genehmigen, 

2. folgende Entschließung anzunehmen: 

Die Bundesregierung wird ersucht in das neue Bundesversorgungs- 
gesetz, das am 1 . April 1950 in Kraft treten soll, die folgenden 
Regelungen aufzunehmen: 

a) die Bezugsberechtigung für Kinderzulagen und Waisenrenten 
einheitlich mindestens bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres 
festzusetzen, 

b) die bisherigen Höchstgrenzen für Hinterbliebenenrenten (§ 595 
der Reichsversicherungsordnung) und Beschädigtenrenten 
(§ 559 b der Reichsversicherungsordnung) zu beseitigen, 

c) eine Krankenversicherung für Hinterbliebene und Schwerbe- 
schädigte zu schaffen. 

Bonn, den 31 . Januar 1950 

Der Ausschuß für Kriegsopfer und Kriegsgefangenenfragen 
Leddin Frau Dr. Probst 

Vorsitzender Berichterstatter 

Der Haushaltsausschuß 
Schoettle Dr. Krone 

Vorsitzender Berichterstatter 


Druck: Bonner TJnlversltäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur. Bonn 



Zusammenstellung 

des 

Entwurfs eines Gesetzes 

zur Verbesserung von Leistungen an Kriegsopfer 
vom 17. Januar 1950 

- Nr. 395 der Drucksachen - 

mit den 

Beschlüssen des 26. Ausschusses 


Entwurf 

Der Bundestag hat das folgende Ge- 
setz beschlossen, dem der Bundes- 
rat zugestimmt hat: 


§ 1 

Zuschlag zu Renten 

(1) Beschädigte mit einer Minde- 
rung der Erwerbsfähigkeit von 
mindestens fünfzig vom Hundert, 
Witwen und Verwandte der auf- 
steigenden Linie, die in den Län- 
dern Bayern ausschließlich des Krei- 
ses Lindau, Bremen, Hessen, Nie- 
dersachsen, Nordrhein -Westfalen, 
Schleswig-Holstein und Württem- 
berg-Baden rentenberechtigt sind, 
erhalten zu ihrer Rente einen Zu- 
schlag von zwanzig vom Hundert. 
Anspruch auf den Zuschlag be- 
steht nicht, wenn 

a) der Berechtigte eine Rente aus 
der Rentenversicherung der Ar- 


Beschlüsse des 26. Ausschusses 

Der Bundestag hat als Überbrük- 
kungsmaßnahme bis zum Inkraft- 
treten eines Bundesgesetzes zur 
Versorgung der Kriegsopfer das 
folgende Gesetz beschlossen, dem 
der Bundesrat zugestimmt hat: 

§ 1 

Zuschlag zu Renten 

(1) Beschädigte mit einer Minde- 
rung der Erwerbsfähigkeit von 
mindestens fünfzig vom Hundert, 
Witwen und Verwandte der auf- 
steigenden Linie, die in den Län- 
dern Bayern ausschließlich des 
Kreises Lindau, Bremen, Hessen, 
Niedersachsen, Nordrhein -West- 
falen, Schleswig-Holstein und 
Württemberg-Baden rentenberech- 
tigt sind, erhalten zu ihrer Rente 
einen Zuschlag von zwanzig vom 
Hundert. Anspruch auf den Zu- 
schlag besteht nicht, wenn 

a) der Berechtigte eine Rente aus 
der Rentenversicherung der Ar- 
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Entwurf 

beiter, der Angestellten oder 
aus der knapp Schaft liehen Ren- 
tenversicherung bezieht oder 

b) das sonstige Einkommen die 
halbe Rente übersteigt. Ist das 
sonstige Einkommen höher als 
die halbe Rente, so wird der 
Zuschlag insoweit gewährt, als 
das sonstige Einkommen hinter 
dem Betrage der halben Rente 
zuzüglich Zuschlag zurückbleibt; 
ergibt sich danach weniger als 
monatlich eine Deutsche Mark, 
so wird der Zuschlag nicht ge- 
währt. Bei Erhöhung des son- 
stigen Einkommens bis zu mo- 
natlich fünf Deutsche Mark 
unterbleibt die Neufeststellung 
des Zuschlages. 

Auf die Höchstbeträge nach § 559 b 
Absatz 1 Satz 2 und § 595 der 
Reichsversicherungsordnung wird 
der Zuschlag nicht an gerechnet. 

(2) Der Zuschlag nach Absatz 1 
wird nicht gewährt 

a) Berechtigten, die Anspruch auf 
den Zuschlag nach Artikel 1 des 
Gesetzes des Landes Nordrhein- 
Westfalen zur Änderung der 
Sozialversicherungsdirektive Nr. 
27 vom 12. Juli 1949 (Gesetz- 
und Verordnungsblatt S. 229) 
haben ; 

b) Witwen, die bereits nach Voll- 
endung des sechzigsten, aber vor 
Vollendung des fünfundsechzig- 
sten Lebensjahres einen Anspruch 
auf Rente von vierzig vom 
Hundert des geltenden Jahres- 
arbeitsverdienstes nach Artikel 4 
des vorgenannten Gesetzes ha- 
ben; 

c) Personen, die nach den 
Erlassen des niedersäch- 
sischen Ministers für 
Arbeit, Aufbau und Ge- 
sundheit vom 31. August 
1949 und vom 31. Okto- 
ber 1949 - Az. 1 50805 - 
eine Übergangs hilfe er- 
halten. 


Beschlüsse des 26. Auschusses 

beiter, der Angestellten oder 
aus der knappschaftlichen Ren- 
tenversicherung bezieht oder 

b) das sonstige Einkommen die 
halbe Rente übersteigt. Ist das 
sonstige Einkommen höher als 
die halbe Rente, so wird der 
Zuschlag insoweit gewährt, als 
das sonstige Einkommen hinter 
dem Betrage der halben Rente 
zuzüglich Zuschlag zurückbleibt; 
ergibt sich danach weniger als 
monatlich eine Deutsche .Mark, 
so wird der Zuschlag nicht ge- 
währt. Bei Erhöhung de* son- 
stigen Einkommens bis zu mo- 
natlich fünf Deutsche Mark 
unterbleibt die Neufeststellung 
des Zuschlages. 

Auf die Höchstbeträge nach § 559 b 
Absatz 1 Satz 2 und § 595 der 
Reichsversicherun gsordnung wird 
der Zuschlag nicht angerechnet. 

(2) Der Zuschlag nach Absatz 1 
wird nicht gewährt 

a) Berechtigten, die Anspruch auf 
den Zuschlag nach Artikel i des 
Gesetzes des Landes Nordrhein- 
Westfalen zur Änderung der 
SozialversicherungsJirektiveNr. 
27 vom 12. Juli i949 (Gesecz- 
und Verordnungsblatt S. 229) 
haben ; 

b) Witwen, die bereits nach Voll- 
endung des sechzigsten, aber vor 
Vollendung des fünfundsechzig- 
sten Lebensjahres einen Anspruch 
auf Rente von vierzig vom 
Hundert des geltenden Jahres- 
arbeitsverdienstes nach Artikel 4 
des vorgenannten Gesetzes ha- 
ben. 
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Entwurf 


Beschlüsse des 26 . Ausschusses 


§ 3 a (Neu) 

Pflegegeld und Pflegezulage 

Für Pflegegeld oder Pflegezulage 
der Höchstbetrag auf 1800 Deut- 
sche Mark jährlich festgesetzt; 
Kriegsblinde erhalten in der Re- 
gel 1200 Deutsche Mark jährlich. 

§ 3 b (Neu) 

Nichtanrechnung von Fürsorge- 
leistungen. 

Der Zuschlag zu den Renten nach 
§ i dieses Gesetzes bleibt bei 
Prüfung der fürsorgerechtlichen 
Hilfsbedürftigkeit außer Ansatz. 
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